
 

 



 

Die Regionalversammlung hat mit Beschluss vom 04.12.2013 das Beteiligungsverfahren zur Än-

derung des Regionalplans 2009 Region Stuttgart zur Festlegung von Schwerpunkten für Indust-

rie, Gewerbe und Dienstleistungseinrichtungen im Korridor der Bundesautobahn A 81 zwischen 

Engelbergtunnel und nördlicher Regionsgrenze eingeleitet. 

Es ist vorgesehen, den im Regionalplan ausgewiesenen Regionalen Gewerbeschwerpunkt Plei-

delsheim/Murr aus dem Regionalplan herauszunehmen und als nicht überbaubaren Regionalen 

Grünzug sowie als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft auszuweisen. Um den Bedarf im Teilraum 

decken zu können, ist die Darstellung von fünf Regionalen Gewerbeschwerpunkten als Ersatz-

standorte vorgesehen. 

 

Dazu hat die Verwaltung des Verbands Region Stuttgart am 03.02.2014 eine öffentliche Informa-

tionsveranstaltung in der SKV-Halle durchgeführt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens erfolgt jetzt die Beteiligung der Gemeinden, der übrigen Träger 

der Bauleitplanung, der Landkreise, der anderen öffentlichen Planungsträger und der sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 12 Landesplanungsgesetz (LpIG). 

Gegenstand der Anhörung ist der auszugsweise beiliegende Entwurf der Änderung des Regio-

nalplanes, bestehend aus dem zu ändernden Textteil des Regionalplans (Plansatz 2.4.3.1.6), der 

entsprechenden Darstellung der Regionalen Gewerbeschwerpunkte in der Raumnutzungskarte 

sowie dem Umweltbericht. 

 

Die Bewertung der Verwaltung deckt sich mit der der Verwaltung  der Stadt Bietigheim-Bissingen.  

Insoweit wird die Aufnahme und weitere Untersuchung des Standorts Ingersheim (ca. 17 ha)  

begrüßt. Gemeinsam bleibt festzuhalten: 

Teilflächen in diesem Bereich werden, aufgrund der hohen Nachfrage, aktuell schon als inter-

kommunales Gewerbegebiet entwickelt. 

Die Frage der Anbindung, insbesondere im Hinblick auf das zukünftige Verkehrsaufkommen, die 

dieser Standort mit sich bringen wird sowie die Ver- und Entsorgung, die umweltrelevanten As-

pekte, wie Auswirkungen auf Flora, Fauna, Wasser, Boden, Landwirtschaft etc., der Lärmschutz 

und weitere Themen müssen im weiteren Verfahren zur Bauleitplanung detailliert untersucht 

werden. Voruntersuchungen zum Verkehr liegen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 

„Gröninger Weg West“ bereits vor. 

 

 

Volker Godel 

Bürgermeister 


